
 
 
 

Antrag zur Sitzung des Beirats für Migration und Integration der 
Landeshauptstadt Mainz am 27.08.2026   

 

 
 

Antragstitel Anfrage zu möglichen Abschiebungen nicht straffällig gewordener 
afghanischer Staatsangehöriger und zur Situation betroffener Menschen 
in Mainz 

Antragsteller:in Liste Kultur- und Sprachmittler e. V.   

Antragstext Die Geschäftsstelle des Beirats für Migration und Integration der 
Landeshauptstadt Mainz wird gebeten, die zuständige Verwaltung um 
Auskunft zu den aktuellen Auswirkungen der angekündigten 
Änderungen bei Abschiebungen nach Afghanistan zu ersuchen. 
Insbesondere soll dargestellt werden, ob und in welchem Umfang auch 
nicht strafrechtlich auffällig gewordene, vollziehbar ausreisepflichtige 
afghanische Staatsangehörige in Mainz von entsprechenden 
Maßnahmen betroffen sein könnten. 

Begründung Nach aktuellen Medienberichten und Bezug nehmend auf die 
Pressmitteilung des Innen- und Integrationsministeriums Rheinland-
Pfalz (vom 24. Juli 2026) sollen bisherige Einschränkungen bei der 
Identifizierung afghanischer Staatsangehöriger im Zusammenhang mit 
Rückführungen gelockert worden sein. Bislang standen vor allem 
verurteilte Straftäter und sogenannte Gefährder im Fokus 
entsprechender Verfahren. Künftig könnten jedoch auch Personen 
betroffen sein, die nicht strafrechtlich auffällig geworden sind, sofern 
sie vollziehbar ausreisepflichtig sind und bestimmte Kriterien erfüllen, 
etwa männlich, volljährig und alleinstehend zu sein.  
Vor diesem Hintergrund besteht aus Sicht des Beirats ein besonderes 
Informationsinteresse hinsichtlich der Situation in Mainz, der Zahl 
möglicher Betroffener sowie der Frage, wie eine individuelle Prüfung, 
des Schutzes vulnerabler Personen und die Berücksichtigung 
humanitärer Gesichtspunkte gewährleistet werden. 

Beschluss Die Verwaltung wird gebeten, zu beantworten: 
 
1. Welche Informationen liegen der Landeshauptstadt Mainz zu den 
angekündigten Änderungen bei Abschiebungen nach Afghanistan vor, 
und inwiefern plant die Verwaltung die besagten Änderungen zu 



implementieren?  
 
2. Wie viele afghanische Staatsangehörige in Mainz sind derzeit 
vollziehbar ausreisepflichtig?  
 
3. Wie viele dieser Personen können auf Grund der neuen Regelung 
betroffen sein?  
 
4. Wie wird sichergestellt, dass in jedem Einzelfall eine individuelle 
Prüfung erfolgt und humanitäre, gesundheitliche, familiäre sowie 
integrationsbezogene Aspekte berücksichtigt werden?  
 
5. Inwieweit ein Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnis sich auf 
die Prüfung auswirkt? 
 
6. Welche Beratungs- und Unterstützungsangebote stehen betroffenen 
Menschen in Mainz zur Verfügung?  
 
7. Wie informiert die Verwaltung den Beirat für Migration und Integration 
über weitere Entwicklungen in diesem Themenbereich?  

 
 

Mainz, 4. August 2026     
____________________ ____________________ 
Ort, Datum  Unterschrift 

 


